
BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) 2019/2033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. November 2019 über Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur Änderung der 

Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 575/2013, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 806/2014 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 314 vom 5. Dezember 2019) 

1. Seite 46, Artikel 57 Absatz 2: 

Anstatt: „(2) Wertpapierfirmen wenden ab dem 26. Juni 2026 oder ab dem Beginn der Anwendung — 
auf Kreditinstitute — des alternativen Standardansatzes gemäß Teil 3 Titel IV Kapitel 1a der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und … für die Zwecke der Berechnung von K-NPR an.“ 

muss es heißen: „(2) Wertpapierfirmen wenden ab dem 26. Juni 2026 oder ab dem Beginn der Anwendung — 
auf Kreditinstitute für die Zwecke der Eigenmittelanforderungen — des alternativen 
Standardansatzes gemäß Teil 3 Titel IV Kapitel 1a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und ... für 
die Zwecke der Berechnung von K-NPR an.“   

2. Seite 52, Artikel 62 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) Ziffer 10 Buchstabe a: 

Anstatt: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe a der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie, den 
Anforderungen nach Artikel 500 der vorliegenden Verordnung und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen, soweit das harte Kernkapital diese Anforderungen erfüllen muss; ... 

ii) des sich auf jenes Tochterunternehmen beziehenden Betrags des konsolidierten harten 
Kernkapitals, der auf konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der 
Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung, 
den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, 
den speziellen Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/ 
EU, der kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 
Nummer 6 jener Richtlinie, den Anforderungen nach Artikel 500 der vorliegenden 
Verordnung und etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften 
dritter Länder zu erreichen, soweit das harte Kernkapital diese Anforderungen 
erfüllen muss; 

b) Minderheitsbeteiligungen des Tochterunternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil aller 
Instrumente des harten Kernkapitals des betreffenden Unternehmens, zuzüglich des 
verbundenen Agios, einbehaltener Gewinne und sonstiger Rücklagen.‘“ 

muss es heißen: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe a der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen, soweit das harte Kernkapital diese Anforderungen erfüllen muss; … 
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ii) des sich auf jenes Tochterunternehmen beziehenden Betrags des konsolidierten harten 
Kernkapitals, der auf konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der 
Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung, 
den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, 
den speziellen Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/ 
EU, der kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 
Nummer 6 jener Richtlinie und etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen 
Vorschriften dritter Länder zu erreichen, soweit das harte Kernkapital diese 
Anforderungen erfüllen muss; 

b) Minderheitsbeteiligungen des Tochterunternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil aller 
Posten des harten Kernkapitals des betreffenden Unternehmens.‘“   

3. Seite 53, Artikel 62 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) Ziffer 11 Buchstabe a: 

Anstatt: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe b der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie, den 
Anforderungen nach Artikel 500 der vorliegenden Verordnung und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen, soweit das Kernkapital diese Anforderungen erfüllen muss; … 

ii) des sich auf das Tochterunternehmen beziehenden Betrags des konsolidierten 
Kernkapitals, der auf konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der 
Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung, 
den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, 
den speziellen Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/ 
EU, der kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 
Nummer 6 jener Richtlinie, den Anforderungen Artikel 500 der vorliegenden 
Verordnung und etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften 
dritter Länder zu erreichen, soweit das Kernkapital diese Anforderungen erfüllen 
muss; 

b) qualifiziertes Kernkapital des Tochterunternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil aller 
Kernkapitalinstrumente des betreffenden Unternehmens, zuzüglich des verbundenen 
Agios, einbehaltener Gewinne und sonstiger Rücklagen.‘“ 

muss es heißen: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe b der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen, soweit das Kernkapital diese Anforderungen erfüllen muss; … 

ii) des sich auf das Tochterunternehmen beziehenden Betrags des konsolidierten 
Kernkapitals, der auf konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der 
Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung, 
den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, 
den speziellen Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/ 
EU, der kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 
Nummer 6 jener Richtlinie und etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen 
Vorschriften dritter Länder zu erreichen, soweit das Kernkapital diese Anforderungen 
erfüllen muss; 
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b) qualifiziertes Kernkapital des Tochterunternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil aller 
Posten des harten Kernkapitals und zusätzlichem Kernkapital des betreffenden 
Unternehmens.‘“   

4. Seite 53, Artikel 62 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) Ziffer 12 Buchstabe a: 

Anstatt: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe c der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie, den 
Anforderungen Artikel 500 der vorliegenden Verordnung und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen;  ... 

ii) des sich auf das Tochterunternehmen beziehenden Betrags der Eigenmittel, der auf 
konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der Anforderung nach 
Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe c der vorliegenden Verordnung, den Anforderungen 
nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, den speziellen 
Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der 
kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener 
Richtlinie, den Anforderungen nach Artikel 500 der vorliegenden Verordnung und 
etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen; 

b) qualifizierte Eigenmittel des Unternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil aller als Posten 
des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals 
zählenden Eigenmittelinstrumente des Tochterunternehmens, zuzüglich der 
verbundenen Agios, einbehaltenen Gewinne und sonstigen Rücklagen‘;“ 

muss es heißen: „a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(…)  

i) (…) 

— die Summe aus der Anforderung nach Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe c der 
vorliegenden Verordnung, den Anforderungen nach den Artikeln 458 und 459 
der vorliegenden Verordnung, den speziellen Eigenmittelanforderungen nach 
Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der kombinierten Kapitalpufferan
forderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener Richtlinie und etwaigen 
zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter Länder zu 
erreichen; ... 

ii) des sich auf das Tochterunternehmen beziehenden Betrags der Eigenmittel, der auf 
konsolidierter Basis erforderlich ist, um die Summe aus der Anforderung nach 
Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe c der vorliegenden Verordnung, den Anforderungen 
nach den Artikeln 458 und 459 der vorliegenden Verordnung, den speziellen 
Eigenmittelanforderungen nach Artikel 104 der Richtlinie 2013/36/EU, der 
kombinierten Kapitalpufferanforderung im Sinne des Artikels 128 Nummer 6 jener 
Richtlinie und etwaigen zusätzlichen lokalen aufsichtsrechtlichen Vorschriften dritter 
Länder zu erreichen; 

b) qualifizierte Eigenmittel des Unternehmens, ausgedrückt als Prozentanteil der Summe 
aller Posten des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungs
kapitals des betreffenden Unternehmens, mit Ausnahme der in Artikel 62 Buchstaben c 
und d genannten Beträge.‘“   
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5. Seite 55, Artikel 62 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) Ziffer 25: 

Anstatt: „25. Artikel 395 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(1) ... sofern nach Berücksichtigung der Wirkung der Kreditrisikominderung gemäß den 
Artikeln 399 bis 403 die Summe der Risikopositionswerte gegenüber sämtlichen 
verbundenen Kunden, die keine Institute sind, 25 % des Kernkapitals des Instituts nicht 
übersteigt.‘“ 

muss es heißen: „25. Artikel 395 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚(1) ... sofern nach Berücksichtigung der Wirkung der Kreditrisikominderung gemäß den 
Artikeln 399 bis 403 die Summe der Risikopositionswerte gegenüber sämtlichen 
verbundenen Kunden, die keine Institute oder Wertpapierfirmen sind, 25 % des Kernkapitals 
des Instituts nicht übersteigt.‘“   

6. Seite 56, Artikel 62 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) Ziffer 33: 

Anstatt: „33. Artikel 498 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

‚... und für die die Richtlinie 2004/39/EG am 31. Dezember 2006 nicht galt.‘“ 

muss es heißen: „33. Artikel 498 wird wie folgt geändert 

‚Artikel 498 

Ausnahme für Warenhändler 

Bis zum 26. Juni 2021 (…) und für die die Richtlinie 2004/39/EG am 31. Dezember 2006 
nicht galt.‘“   

7. Seite 61, Artikel 63 (Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014) Ziffern 6 und 7: 

Anstatt: „6. Artikel 49 erhält folgende Fassung: ... 

7. In Artikel 52 wird folgender Absatz angefügt: ...“  

muss es heißen: „6. Artikel 49 erhält folgende Fassung: … 

6a. Artikel 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

‚(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 
Absatz 2, Artikel 13 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 
Absätze 2 und 3, Artikel 31 Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 Absatz 8, 
Artikel 42 Absatz 7, Artikel 45 Absatz 10, Artikel 47 Absatz 1a und Artikel 52 
Absätze 10 und 12 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 2. Juli 2014 
übertragen.‘ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

‚(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 Absatz 2, Artikel 13 
Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 Absätze 2 und 3, Artikel 31 
Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 Absatz 8, Artikel 42 Absatz 7, Artikel 45 
Absatz 10, Artikel 47 Absatz 1a und Artikel 52 Absätze 10 und 12 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über 
den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu 
einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die 
Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss 
über den Widerruf nicht berührt.‘ 
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c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

‚(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 1 Absatz 9, Artikel 2 Absatz 2, 
Artikel 13 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 19 Absätze 2 
und 3, Artikel 31 Absatz 4, Artikel 40 Absatz 8, Artikel 41 Absatz 8, Artikel 42 Absatz 7, 
Artikel 45 Absatz 10, Artikel 47 Absatz 1a und Artikel 52 Absätze 10 oder 12 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische 
Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine 
Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird 
diese Frist um drei Monate verlängert.‘ 

7. In Artikel 52 wird folgender Absatz angefügt: ...“    

8. Seite 63, Artikel 66 Absatz 3 Buchstabe b: 

Anstatt: „b) gilt Artikel 62 Nummer 30 ab 25. Dezember 2019.“ 

muss es heißen: „b) gilt Artikel 62 Nummern 30, 32 und 33 ab 25. Dezember 2019.“     
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